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Einleitung 

Das Arbeitsrecht ist nach wie vor eines der bedeutenden Rechtsgebiete in der 
Gesellschaft. Dies ist nicht verwunderlich, ist doch ein Großteil der Bevöl-
kerung als unselbstständiger Arbeitnehmer tätig. Das Arbeitsverhältnis ist nicht 
nur Grundlage der wirtschaftlichen Existenz, sondern stellt auch einen 
wesentlichen Bereich des sozialen Umfeldes dar. Und nicht zuletzt ist auch die 
unselbständige Arbeit ein Bereich der Selbstverwirklichung des Menschen. 
Aufgrund dieser zentralen Bedeutung des Arbeitsverhältnisses in der Gesell-
schaft, hat auch die Tätigkeit der Arbeitsgerichte stetig zugenommen.1 Aber 
auch in der Rechtswissenschaft nimmt das Arbeitsrecht seit langem einen festen 
Platz innerhalb der verschiedenen Teilgebiete des Privatrechts ein. Die 
wachsende Produktivität von Arbeitsgerichten und Arbeitsrechtswissenschaft  ist 
aber auch auf die im Arbeitsleben wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen 
anzutreffende  zunehmende Verrechtlichung zurückzuführen. 2 So nimmt es nicht 
wunder, daß das Arbeitsrecht heute zu einem nur mehr schwer überschaubaren 
Rechtsgebiet geworden ist, insbesondere aufgrund der Vielzahl der Regelungen, 
die allen Versuchen der Vereinheitlichung zum Trotz3 in einer Vielzahl 
verschiedener Gesetze zu finden sind. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Kündigungsrecht, einem der 
vielen Teilbereiche des Arbeitsrechts. Gerade das Kündigungsrecht ist im 
Arbeitsleben von entscheidender Bedeutung. Hier treten die unterschiedlichen 
Interessen von Arbeitnehmer und Arbeitgeber besonders deutlich zu Tage. Der 
Verlust des Arbeitsplatzes trifft  den Arbeitnehmer nicht nur in seiner wirt-
schaftlichen Existenz, auch sein soziales Umfeld und oft auch ein Teil seiner 
persönlichen Existenz sind betroffen.  Für den Arbeitgeber ist dagegen die 
Kündigungsmöglichkeit von Arbeitsverhältnissen ein zentraler Bereich seiner 
betriebswirtschaftlichen  Betätigung. Die entscheidende Bedeutung des Kündi-

1 Vgl. dazu: Arbeits- und Sozialstatistik, Hauptergebnisse 1993, S. 221; Haupter-
gebnisse 1994, S. 229. 

2 Neben anderen neuen Gesetzen im Arbeitsrecht zum Beispiel das Beschäftigten-
schutzgesetz vom 24.06.1994 (BGBl. I S. 1406) und das Nachweisgesetz vom 
20.07.1995 (BGBl. IS. 946). 

3 Vgl. nur: Entwurf  eines Arbeitsvertragsgesetzes des Arbeitskreises Deutsche 
Rechtseinheit im Arbeitsrecht, vorgelegt auf dem 59. Deutschen Juristentag 1992 in 
Hannover; in: Verhandlungen des 59. Deutschen Juristentages, Bd. I Teil D, S. 19 ff. 
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gungsrechts spiegelt sich wider in der Bedeutung, die es in Rechtsprechung und 
Arbeitsrechtswissenschaft  hat.4 

Aufgrund der Fülle von Urteilen und wissenschaftlichen Beiträgen zum 
Kündigungsrecht beschränkt sich die vorliegende Arbeit im wesentlichen auf 
die Darstellung des allgemeinen Kündigungsschutzes anhand einer besonderen 
Fallgruppe: Der Kündigung wegen Sicherheitsbedenken. Da aber das Be-
sondere nur im Rahmen des Allgemeinen verständlich wird, werden zugleich 
die dogmatischen Grundlagen und die Systematik des allgemeinen Kündi-
gungsschutzes behandelt. Insoweit ist die Arbeit zugleich ein Beitrag zur Sy-
stematik der Kündigungsgründe. 

Ein weiterer Umstand macht die Darstellung der dogmatischen Grundlagen 
und der Systematik der Kündigungsgründe erforderlich.  Die Rechtsprechung 
und auch viele Darstellungen in der Arbeitsrechtswissenschaft  bestehen aus 
einer Vielzahl unüberschaubarer Einzelfälle; die Kasuistik ist gerade im 
Kündigungsrecht außerordentlich stark ausgeprägt.5 Einzelfallgerechtigkeit  ist 
im Kündigungsrecht wegen der Bedeutung des Arbeitsplatzes für den einzelnen 
Arbeitnehmer wichtig, sie kann aber nur auf einer sicheren systematischen 
Grundlage erfolgen. Ohne die Einordnung des Einzelfalles und auch der 
unterschiedlichen Fallgruppen in die Systematik des Kündigungsrechts und 
seiner dogmatischen Grundlagen fehlt es an der Nachvollziehbarkeit und 
Überprüfbarkeit  einer Entscheidung. Auch deshalb kommt die Darstellung der 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses wegen Sicherheitsbedenken nicht um eine 
ausführliche Darstellung der Systematik umhin. Dies um so mehr, als die 
dogmatischen Grundlagen und die einzelnen Voraussetzungen im Kündi-
gungsrecht äußerst umstritten sind; nur sehr wenige Aussagen zum Kündi-
gungsrecht sind unumstritten. Aufgrund der Weite des Kündigungsrechts und 
der Vielzahl der vertretenen Ansichten auch hinsichtlich der Grundlagen kann 
der Anspruch der Vollständigkeit nicht immer durchgehalten werden; in diesen 
Fällen wird auf weiterführende  Literatur verwiesen. 

Im ersten Teil sollen die Grundlagen für die Thematik dargestellt werden. 
Zunächst wird der Begriff  Sicherheitsbedenken definiert  und seine Bedeutung 
im Arbeitsleben geschildert, sodann werden die Grundlagen des Kündigungs-
rechts und der methodische Ansatz der Arbeit aufgezeigt. Im zweiten Teil 
sollen die Rechtsprechung zur Kündigung wegen Sicherheitsbedenken und die 
Ansichten in der Arbeitsrechtswissenschaft  dargestellt werden; ein Exkurs in 
das Beamtenrecht zeigt die ähnliche Problemlage dort. Der dritte Teil der Ar-

4 Vgl. zur Entwicklung der Kündigungsschutzklagen: Arbeits- und Sozialstatistik, 
Hauptergebnisse 1993, S. 221; Hauptergebnisse 1994, S. 229. 

5 Vgl. nur: Bitter/Kiel, S. 28 u. 32; Preis, Prinzipien, S. 2 ff. 
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beit befaßt sich mit der Systematik der Kündigungsgründe und der verschie-
denen Fallgruppen, die sich in Rechtsprechung und Wissenschaft herausgebildet 
haben. Auf dieser Grundlage erfolgt  die dogmatische Einordnung der 
Kündigung wegen Sicherheitsbedenken, auch im Vergleich mit anderen Kün-
digungen. Im vierten Teil erfolgt  eine Auseinandersetzung mit allgemeinen 
Rechtsprinzipien des Kündigungsrechts, wobei insbesondere dem Prognose-
prinzip ein breiter Raum gewidmet wird. Der fünfte  Teil schließlich stellt, 
aufbauend auf den gewonnenen Erkenntnissen, die Wirksamkeitsvorausset-
zungen für die Kündigung wegen Sicherheitsbedenken dar. Die Ergebnisse der 
Untersuchung werden am Ende zusammengefaßt. 

Zuletzt sei noch angemerkt, daß die vorliegende Arbeit kein geschlossenes 
System des allgemeinen Kündigungsschutzes vorlegen kann. Die Arbeit be-
schränkt sich im wesentlichen auf die Kündigung wegen Sicherheitsbedenken. 
Hinsichtlich der allgemeinen dogmatischen Grundlagen und der Rechtsprin-
zipien ist sie lediglich als ein Beitrag im Rahmen der aktuellen Diskussionen 
um die Systematik der Kündigungsgründe und der Bedeutung der allgemeinen 
Prinzipien im Kündigungsrecht zu verstehen. 


